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§ 1
(1) Der Bebauungsplan Rissen 45 / Sülldorf 22 für das 

Gebiet Suurheid – Sieversstücken (Bezirk Altona, Ortsteile 226, 
227) wird festgestellt.

Das Plangebiet wird wie folgt begrenzt:

 Langensaal – über das Flurstück 289 (Feldweg 77), über 
das Flurstück 320, Nordwest- und Nordostgrenze des Flur-
stücks 312, über die Flurstücke 313 und 312, Nordgrenze 
des Flurstücks 6146 der Gemarkung Rissen – Lehmkuh-
lenweg – Nordost- und Südostgrenzen der Flurstücke 5083 
und 5084 der Gemarkung Rissen, über die Flurstücke 1140 
(Sieversstücken), 1177, 1176 und 2078, Nordostgrenze des 
Flurstücks 1140, über die Flurstücke 2153 (Bahnanlagen) 
und 2230, Südgrenze des Flurstücks 1140 (Sieversstü-
cken), über die Flurstücke 2228 und 2789 (Bahnanlagen), 
Südgrenze des Flurstücks 2222 der Gemarkung Sülldorf, 
Südgrenze des Flurstücks 4791, über die Flurstücke 4993, 
5002 (beide Bahnanlagen), 5001 und 3562 der Gemarkung 
Rissen – Sülldorfer Landstraße – Westgrenzen der Flur-
stücke 5007 und 5000, über die Flurstücke 5002 und 4993 
(Bahnanlagen), Südgrenze des Flurstücks 4791, über die 
Flurstücke 4791, 453 (Suurheid) und 452 der Gemarkung 
Rissen – Marschweg.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die 
ihm beigegebene Begründung sowie die zusammenfassende 
Erklärung gemäß § 10 Absatz 4 des Baugesetzbuchs werden 
beim Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann nie-
dergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung sowie die 
zusammenfassende Erklärung können beim örtlich zustän-
digen Bezirksamt während der Dienststunden kostenfrei 
eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke beim 
Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kostenerstat-
tung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein Ent-
schädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er kann 
die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er 
die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Ent-
schädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungsan-
spruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach 
Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1 bezeichne-
ten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des 
Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich werden
a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des 

Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften und

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften über 
das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplans und

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs,

 wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekannt-
machung des Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem 
örtlich zuständigen Bezirksamt unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht 
worden sind.

§ 2
Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nachste-

hende Vorschriften:

1. Auf der mit „(G)“ bezeichneten Fläche für Gemeinbedarf 
– Krankenhaus, ist durch geeignete bauliche Schallschutz-
maßnahmen sicherzustellen, dass für Patientenzimmer ein 
Innenraumpegel von 30 dB (A) während der Nachtzeit 
und für Patientenzimmer sowie Aufenthalts- und Behand-
lungsräume für Patienten ein Innenraumpegel von 35 dB 
(A) während der Tagzeit nicht überschritten wird.

2.1 Für die Beheizung und Bereitstellung des Warmwassers 
sind neu zu errichtende Gebäude an ein Wärmenetz anzu-
schließen, das überwiegend mit erneuerbaren Energien ver-
sorgt wird. Beim Einsatz von Kraft-Wärme-Kopplung oder 
Abwärmenutzung, die nicht mit erneuerbaren Energien 
erzeugt wird, sind mindestens 30 vom Hundert des Jahres-
warmwasserbedarfs auf der Basis erneuerbarer Energien zu 
decken.

2.2 Vom Anschluss- und Benutzungsgebot nach Nummer 2.1 
kann ausnahmsweise abgesehen werden, wenn der berech-
nete Jahresheizwärmebedarf der Gebäude nach der Ener-
gieeinsparverordnung vom 24. Juli 2007 (BGBl. I S. 1519), 
zuletzt geändert am 4. Juli 2013 (BGBl. I S. 2197, 2199), 
den Wert von 15 kWh je m² Nutzfläche nicht übersteigt.

2.3 Vom Anschluss- und Benutzungsgebot nach Nummer 2.1 
kann auf Antrag befreit werden, soweit die Erfüllung der 
Anforderungen im Einzelfall wegen besonderer Umstände 
zu einer unbilligen Härte führen würde. Die Befreiung soll 
zeitlich befristet werden.

3. Die festgesetzten Gehrechte auf den Flurstücken 5083, 
5084 und 5132 der Gemarkung Rissen umfassen die Befug-
nis der Freien und Hansestadt Hamburg, einen allgemein 
zugänglichen Weg anzulegen und zu unterhalten. Geringfü-
gige Abweichungen von den festgesetzten Gehrechten kön-
nen zugelassen werden.

4. An den im allgemeinen Wohngebiet im Abstand von 90 m 
zur ausgewiesenen Sportfläche zugewandten Gebäude-
seiten, sind vor dem dauernden Aufenthalt von Menschen 
vorgesehenen Räumen, verglaste Vorbauten (zum Beispiel 
verglaste Loggien, Wintergärten) oder in ihrer Wirkung ver-
gleichbare Maßnahmen vorzusehen. Soll die vom Sportlärm 
betroffene Gebäudeseite geschlossen ausgeführt werden, 

müssen die Fenster zur lärmabgewandten Seite angeordnet 
werden, die den Anforderungen des § 44 Absatz 2 HBauO 
entsprechen. Im Fall von Satz 2 müssen Fenster, die zur 
lärmzugewandten Seite ausgerichtet sind, als nicht zu öff-
nende Fenster ausgeführt werden.

 5. Auf den mit „(A) bis „(C)“ bezeichneten Flächen der Wohn-
gebiete sind Flachdächer oder einseitig geneigte Dächer mit 
einer Neigung bis zu 15 Grad zulässig. Die zusammenge-
hörigen Gebäudegruppen sind jeweils unter der Verwen-
dung einheitlicher Materialien und Farben für Außenwände 
und Dachdeckung sowie einer einheitlichen Dachform und 
Dachneigung zu errichten.

 6. Auf den privaten und öffentlichen Grünflächen ist die 
Errichtung von Gebäuden außerhalb der festgesetzten 
Baugrenzen unzulässig.

 7. Auf der mit „(D)“ bezeichneten privaten Grünfläche ist die 
Anlage von Spielfeldern nur als Rasenfläche und ohne die 
Errichtung von Beleuchtungsanlagen zulässig.

 8. Zur Beleuchtung der Sportplätze ist nur die Verwendung 
von Natrium-Dampfleuchten zulässig. Die Leuchten sind 
soweit zur offenen Feldmark und zur Wohnbebauung hin 
abzuschirmen, dass nur die Sportplätze beleuchtet werden.

 9. Auf den mit „(E)“ bezeichneten privaten Grünflächen – 
Gehölz können notwendige Stellplätze und Stellplatzzu-
fahrten in höchstens 3 m Breite ausnahmsweise zugelassen 
werden. Bei Doppelhäusern sind gemeinsame Stellplatzzu-
fahrten anzulegen. Der Baumbestand ist dabei in größtmög-
lichen Umfang zu erhalten. Garagen sind in diesem Bereich 
unzulässig.

10. Die Dachflächen von Garagen und Carports sind mit einem 
mindestens 8 cm starken durchwurzelbaren Substrataufbau 
zu versehen und zu begrünen.

11. Auf den privaten Grundstücksflächen sind Geh- und Fahr-
wege in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzustellen.

12. Auf ebenerdigen Stellplatzanlagen ist je vier Stellplätze ein 
großkroniger Baum zu pflanzen. Die Stellplatzanlagen sind 
mit Hecken oder dicht wachsenden Gehölzen einzufassen.

13. In den Wohngebieten sind Grundstückseinfriedigungen nur 
als Hecken oder als durchbrochene Zäune in Verbindung 
mit Hecken zulässig. Notwendige Unterbrechungen für 
Zufahrten und Eingänge sind zulässig.

14. In dem mit „(F)“ bezeichneten allgemeinen Wohngebiet ist 
je 150 m² der nicht überbaubaren Grundstückfläche min-
destens ein kleinkroniger Baum oder je 300 m² der über-
baubaren Grundstücksfläche mindestens ein großkroniger 
Baum zu pflanzen.

15. In den Wohngebieten ist entlang der öffentlichen Straßen je 
Hauseinheit oder bei Mehrfamilienhäusern je 7 m Straßen-
länge ein kleinkroniger Baum zu pflanzen.

16. Außenwände von Gebäuden, deren Fensterabstand mehr 
als 5 m beträgt, fensterlose Fassaden sowie Stützen von Per-
golen und Carports sind mit Schling- oder Kletterpflanzen 
zu begrünen. Je 2 m Wandlänge ist mindestens eine Pflanze 
zu verwenden.

17. Für die zu erhaltenden Bäume und Sträucher sind bei 
Abgang Ersatzpflanzungen vorzunehmen. Außerhalb von 
öffentlichen Straßenverkehrsflächen sind Geländeaufhö-
hungen oder Abgrabungen im Kronenbereich festgesetzter 
Bäume unzulässig.

18. Für festgesetzte Baum-, Strauch- und Heckenpflanzungen 
sind standortgerechte einheimische Laubgehölze zu ver-
wenden. Großkronige Bäume müssen einen Stammumfang 
von mindestens 16 cm, kleinkronige Bäume von mindestens 
12  cm, in 1 m Höhe über dem Erdboden gemessen, aufwei-
sen. Im Kronenbereich der Bäume ist eine offene Vegetati-
onsfläche von mindestens 12 m² anzulegen.

19. Bauliche und technische Anlagen, die zu einer dauerhaften 
Absenkung des vegetationsverfügbaren Grundwasserspie-
gels beziehungsweise zu Staunässe führen, sind unzulässig.

20. Auf privaten Grundstücksflächen ist das anfallende Nieder-
schlagswasser über eine belebte Bodenzone zu versickern.

21. Für Ausgleichsmaßnahmen werden den im Plan mit „(Z 1)“ 
bis „(Z 4)“ und „(Z 6)“ bezeichneten Flächen jeweils antei-
lig Teilflächen des Flurstücks 2868 der Gemarkung Sülldorf 
außerhalb des Bebauungsplangebiets zugeordnet.

22. Für Ausgleichsmaßnahmen werden den im Plan mit „(Z 5)“ 
und „(Z 7)“ bezeichneten Flächen die Teilflächen der Flur-
stücke 320 und 5686 der Gemarkung Rissen innerhalb 
des Bebauungsplangebiets und jeweils anteilig Teilflächen 
des Flurstücks 6168 der Gemarkung Rissen außerhalb des 
Bebauungsplangebiets zugeordnet.

23.  Vor einem Baubeginn in den allgemeinen Wohngebieten der 
Flurstücke 5131 und 5132 der Gemarkung Rissen sind in 
den allgemeinen Wohngebieten oder in den angrenzenden 
privaten Grünflächen zwanzig Nistkästen für Höhlenbrüter 
mit einem Fluglochdurchmesser von 32 mm und zwanzig 
Nistkästen für Halbhöhlenbrüter in geeigneter Weise anzu-
bringen und dauerhaft zu unterhalten.

24.  Vor einem Baubeginn im allgemeinen Wohngebiet des Flur-
stücks 5084 der Gemarkung Rissen sind im allgemeinen 
Wohngebiet oder in den angrenzenden privaten Grünflä-
chen fünf Fledermaus-Winterquartiere und fünf Fleder-
maus-Spaltenquartiere in geeigneter Weise anzubringen und 
dauerhaft zu erhalten.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Verordnung

über den Bebauungsplan Rissen 45 / Sülldorf 22
Vom 31. März 2014

(HmbGVBl. S. 129)

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert 
am 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548), in Verbindung mit § 3 
Absatz 1 und § 5 Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes 
in der Fassung vom 30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271), 
zuletzt geändert am 19. Juni 2013 (HmbGVBl. S. 306), 
§ 4 Absatz 3 Satz 1 des Hamburgischen Gesetzes zur Aus-
führung des Bundesnaturschutzgesetzes vom 11. Mai 2010 
(HmbGVBl. S. 350, 402), zuletzt geändert am 2. Dezember 
2013 (HmbGVBl. S. 484), in Verbindung mit § 9 Absatz 
3 Satz 1 Nummer 4 des Bundesnaturschutzgesetzes vom 
29. Juli 2009.(BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert am 7. August 
2013 (BGBl. I.S. 3154, 3159, 3185), § 81 Absatz 1 Nummer 2 
der Hamburgischen Bauordnung (HBauO) vom 14. Dezem-
ber 2005.(HmbGVBl. S. 525, 563), zuletzt geändert am 
28. Januar 2014.(HmbGVBl. S. 33), § 4 Absatz 1 des Hambur-
gischen Klimaschutzgesetzes vom 25. Juni 1997 (HmbGVBl. 
S. 261), zuletzt geändert am 17. Dezember 2013 (HmbGVBl. 
S. 503, 531), § 9 Absatz 4 des Hamburgischen Abwasserge-
setzes in der Fassung vom 24. Juli 2001 (HmbGVBl. S. 258, 
280), zuletzt geändert am 17. Dezember 2013 (HmbGVBl. 
S. 540, 542), sowie § 1, § 2 Absatz 1, § 3 und § 4 Nummern 1 
und 3 der Weiterübertragungsverordnung-Bau vom 8. August 
2006 (HmbGVBl. S. 481), zuletzt geändert am 5. April 2013 
(HmbGVBl. S. 142, 147), wird verordnet:
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